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Aktenzeichen: 4 AZR 228/87
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 14* Oktober 198t

- 4 AZR 228/87 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 9. April 1986

Wiesbaden - 6 Ca 5254/85 -
II. Landesarbeitsgericht 

Frankfurt am Main
Urteil vom 20. Februar 1987 
- 13/5 Sa 672/86 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Verarbeitung von Marmor kein Baugewerbe

Gesetz: TVG § 1 Tarifverträge: Bau; Tarifvertrag über das Verfahren
für den Urlaub, den Lohnausgleich und die Zusatzversorgung 
im Baugewerbe (Verfahrens-TV) § 1; Bundesrahmehtarifvertrag 
für das Baugewerbe (BRTV-Bau) f 1

Leitsätze:
1. Die Verlegung vorgefertigter Marmorplatten fällt als 
Verarbeitung von Naturstein nicht unter den Geltungsbereich 
der Tarifverträge des Baugewerbes (Verfahrens-TV und BRTV- 
Bau ).
2. Zum Ausschluß aus den Tarifverträgen des Baugewerbes
ist es nicht erforderlich, daß in den betreffenden Betrieben 
der Natur- oder Kunststein sowohl bearbeitet als auch ver­
arbeitet wird.
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4 AZR 228/87
13/5 Sa 672/86 Frankfurt am Main
Verkündet am 
14.Oktober 1987
Haust, Im Namen des Volkes!
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle U rte il

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 14. Oktober 1987 durch den Rich­
ter Dr. Feiler als Vorsitzenden, die Richter Dr. Etzel und 
Dr. Freitag sowie die ehrenamtlichen Richter Scheerer und 
Brocksiepe für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 
20. Februar 1987 - 13/5 Sa 672/86 - aufgehoben.

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Wiesbaden vom 9. April 1986 
- 6 Ca 525^/85 - wird zurückgewiesen.

Die Klägerin hat auch die Kosten der Rechts­
mittelinstanzen zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin ist eine gemeinsame Einrichtung der Tarifver­
tragsparteien des Baugewerbes, die nach dem allgemeinverbindli­
chen Tarifvertrag Uber das Verfahren für den Urlaub, den Lohn­
ausgleich und die Zusatzversorgung im Baugewerbe (Verfahrens-TV) 
die Beiträge für Zusatzversorgung, Lohnausgleich und Urlaub der 
Arbeitnehmer des Baugewerbes von den Arbeitgebern einzieht und 
Auskünfte zur Errechnung der Beiträge einholt. Sie verlangt von 
den beklagten Arbeitgebern Auskünfte nach näherer tariflicher 
Regelung über die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer für die 

Monate Juli 1983 bis Juli 1984.

In dem handwerklich betriebenen Unternehmen der Beklagten 
waren die Beklagten im Klagezeitraum weit überwiegend mit der 
Verlegung vorgefertigter Marmorplatten einschließlich ihrer Ver­
fügung befaßt. Ferner werden in dem Betrieb der Beklagten Ter-
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razzo- und Waschbetonplatten verlegt und verfugt sowie Treppen­
stufen aus Terrazzo und' Marmor gesetzt und Beiputzarbeiten an 
Stufensockeln ausgeführt.

Die Klägerin meint, mit dieser Tätigkeit falle der Betrieb 
der Beklagten unter den Geltungsbereich des Verfahrens-TV, da er 
das Merkmai "Fliesen-, Platten- und Mosaik-Ansetz- und Verlege­
arbeiten" in § 1 Abs. 2 Abschnitt V Nr. 14 erfülle. Der Betrieb 
der Beklagten falle hingegen nicht unter die Ausnahmebestimmung 
des § 1 Abs. 2 Abschnitt VII Nr. 6 (Natur- und Kunststein be- 
und verarbeitendes Gewerbe), da die Beklagten die Steine nicht 
bearbeiteten.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagten als Gesamtschuldner zu ver­
urteilen ,
1. der Klägerin auf dem vorgeschriebenen 

Formular Auskunft darüber zu erteilen, 
wieviel Arbeitnehmer, die eine nach den 
Vorschriften der Reichsversicherungsord­
nung über die Rentenversicherung der 
Arbeiter (RVO) versicherungspf1ichtige 
Tätigkeit ausübten, in den Monaten Juli 
1983 bis Juli 1984 in dem Betrieb der 
Beklagten beschäftigt wurden sowie in 
welcher Höhe die lohnsteuerpflichtige 
Bruttolohnsumme insgesamt für diese Ar­
beitnehmer und die Beiträge für die So­
zialkassen der Bauwirtschaft in den ge- 
nannten Monaten angefallen sind,

\\\\ 2. für den Fall, daß diese Verpflichtung
zur Auskunftserteilung innerhalb einer 

%. Frist von zwei Wochen nach Urteilszu-Stellung, nicht erfüllt wird, an die Klä- 
gerin folgende Entschädigung zu zahlen:

\\ DM 20.600,--.
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, Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen. Sie 
haben vorgetragen, ihr Betrieb falle nicht unter den Geltungsbe­
reich des Verfahrens-TV, da er von der Ausnahmeklausel des § 1 
Abs. 2 Abschnitt VII Nr. 6 Verfahrens-TV erfaßt werde. Es ge­
nüge insoweit,;daß in ihrem Betrieb fast ausschließlich Marmor 
verarbeitet werde. Unter dieser Voraussetzung komme es nicht 
darauf an, ob die Steine auch von den Beklagten bearbeitet wür­
den.

Das Arbeitsgericht hat gegen den Beklagten zu 2) Versäum­
nisurteile erlassen. Nach gesetzesgemäßem Einspruch des Beklagten 
zu 2) hat es unter Aufhebung der Versäumnisurteile die Klage ge­
gen beide Beklagten abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die 
Beklagten antragsgemäß als Gesamtschuldner mit; der'Maßgabe ver­
urteilt, daß es die Frist zur Auskunftserteilung gemäß Ziff. 2 
des Klageantrags auf vier Wochen nach Urteilszustellung und die 
Entschädigung nach Ziff. 2 des Klageantrags auf DM 16,400,—  
festgesetzt hat.

Mit der vom.Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision er­
streben die Beklagten die Wiederherstellung des erstinstanzlichen 
Urteils. Die Klägerin beantragt Zurückweisung der Revision unter 
Erweiterung, der Frist nach Ziff. 2 des Klageantrages auf einen 
Monat.

E n t s c  h e  i d u  n g s g r U n d e :
mm "m  mm'mm mm «*• mm .mm mm mm mm mm mm mm mm mm mm mm mm mm. mm mm mm mm mm mm mmmm m m m m m m m m m m m m m m m m m m

Die Revision ist.begründet, Sie führt zur Aufhebung des Ur­
teils des Landesarbeitsgerichts und zur Wiederherstellung des
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erstinstanzlicheri Urteils. Die Klage ist unbegründet. Die Klä­
gerin kann von den Beklagter nicht die begehrten Auskünfte ver­
langen. Denn der Betrieb der Beklagten wird nicht vom Geltungs­
bereich der Tarifverträge für das Baugewerbe erfaßt.

Die Klageforderung für den Zeitraum vom 1. Juli bis 
31. Dezember 1983 kann allein auf § 2 Abschnitt I Nr. 6 Abs. 6 
des Tarifvertrages über das Verfahren für den Urlaub, den Lohn­
ausgleich und die Zusatzversorgung im Baugewerbe vom 12. No­
vember I960 in der Fassung vom 10. November 1981 (Verfahrens-TV 
1981) und für den Klagezeitraum vom 1. Januar bis 31. Juli 1984 
allein auf § 13 des Tarifvertrages über das Verfahren für den 
Urlaub, den Lohnausgleich und die Zusatzversorgung im Baugewerbe 
vom 19. Dezember 1983 (Verfahrens-TV 1983) gestutzt werden.
Beide Tarifverträge waren im Klägezeitraum allgemeinverbindlich, 
so daß sie für die von ihnen erfaßten Rechtsverhältnisse mit 
unmittelbarer und zwingender Wirkung galten (§ 5 Abs. 4, § 4 
Abs. 2 TVG). Nach den angeführten tariflichen Bestimmungen ist 
der Arbeitgeber dazu verpflichtet, auf einem von der Einzugs­
stelle (Klägerin) zur Verfügung gestellten Formblatt die mit der 
vorliegenden Klage begehrten Auskünfte zu erteilen. Voraussetzung 
für eine entsprechende Verpflichtung der Beklagten ist, daß ihr 
Betrieb unter den Geltungsbereich des Verfahrens-TV fällt. Diese 
Voraussetzung erfüllt der Betrieb der Beklagten jedoch nicht.

§ 1 Abs. 2 Verfahrens-TV 1981 verweist hinsichtlich des 
fachlichen Geltungsbereichs auf den Bundesrahmentarifvertrag für 
das Baugewerbe vom 3* Februar 1981 in der Fassung vom 10. Mai
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1983 (BRTV-Bau). Der Verfahrens-TV 1983 regelt in seinem § 1 
Abs. 2 den betrieblichen Geltungsbereich unmittelbar. Dieser 
stimmt, aber wörtlich mit § 1 Abs. 2 des Bundesrahmentarifver­
trags für das Baugewerbe vom 3 • Februar .198,1 in der Fassung vom 
20. Oktober 1983 überein. Ferner stimmen § 1 Abs. 2 Verfahrens- 
TV 1981 in Verbindung mit dem BRTV-Bau in der Fassung vom 10.
Mai 1983 und § 1 Abs. 2 Verfahrens-TV 1983 in den vorliegend für 
den Geltungsbereich maßgebenden Vorschriften wörtlich überein. 
Insoweit heißt es dort:

Betriebe des Baugewerbes. Das sind alle Betrie­
be, die unter einen der nachfolgenden Abschnit­
te I,,bis. IV fallen, ..,•••

Abschnitt I
Betriebe, die nach ihrer durch die Art der be­
triebliehen Tätigkeiten geprägten Zweckbestim­
mung und nach ihrer betrieblichen Einrichtung 
gewerblich Bauten aller Art erstellen.

Abschnitt II
Betriebe, die, soweit nicht bereits unter Ab­
schnitt I erfaßt, nech ihrer durch die Art der 
betrieblichen Tätigkeiten geprägten Zweckbe- 

• Stimmung und nach ihrer betrieblichen .Einrich­
tung gewerblich bauliche Leistungen erbringen, 
die - mit oder ohne Lieferung von Stoffen oder 
Bauteilen - der Erstellung, Instandsetzung, In­
standhaltung, Änderung oder Beseitigung von 
Bauwerken dienen.

Abschnitt III
Betriebe, die, soweit nicht bereits unter Ab­
schnitt I oder II erfaßt, nach ihrer durch die 
Art der betrieblichen Tätigkeiten geprägten 
Zweckbestimmung und nach ihrer betrieblichen 
Einrichtung - mit oder ohne Lieferung von Stof­
fen oder Bauteilen - gewerblich sonstige bau­
liche Leistungen erbringen.
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Abschnitt IV

Abschnitt V
Zu den in den Abschnitten I bis III genannten 
Betrieben gehören z. B, diejenigen, in denen 
Arbeiten der nächst ehend auf geführten Art aus­
geführt werden:

14. Fliesen-, Platten- und Mosaik-Ansetz- und 
Verlegearbeiten;

34. Terrazzoarbeiten;

Abschnitt VI
Betriebe, soweit in ihnen die unter den Ab­
schnitten I bis V genannten Leistungen über­
wiegend erbracht werden,.fallen grundsätzlich 
als Ganzes unter diesen Tarifvertrag. .....

Abschnitt VII
Nicht erfaßt werden Betriebe

6. des Natur- und Kunststein be- und verarbei­
tenden Gewerbes und des Steinmetzhändwerks,

Nach dem systematischen Aufbau dieser Bestimmungen werden in 
den Abschnitten I bis III allgemeine Merkmale für Betriebe des 
Baugewerbes' auf geführt, während in Abschnitt V einzelne Tätig­
keiten zusammengestellt sind, bei denen es sich nach dem Tarif-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8-

wortlaut um Beispielsfälle der in Abschnitt I bis III genannten 
Betriebe handelt. Demgemäß fallen Betriebe, in denen überwiegend 
in den Beispielen des Abschnitts V genannte Tätigkeiten verrich­
tet werden - vorbehaltlich der Ausnahmebestimmungen des Ab­
schnitts VII -, unter den betrieblichen bzw. fachlichen Gel­
tungsbereich des BRTV-Bau und damit des Verfahrens-TV, ohne daß 
noch auf die allgemeinen Merkmale der Abschnitte I bis III zu­
rückgegriffen werden muß (BAGE 48, 390, 394 = AP Nr. 67 zu § 1 
TVG Tarifverträge: Bau).

Im vorliegenden Fall erfüllt der„Betrieb der Beklagten das 
Tätigkeitsbeispiel des Abschnitts V Nr. 14 "Fliesen-, Platten- 
und Mosaik-Ansetz- und Verlegearbeiten". Die Beklagten verlegen 
überwiegend Marmorplatten, wozu als Zusammenhangstätigkeit auch 
das Verfugen der Platten gehört. Damit führen die Beklagten 
Platteh-Verlegearbeiten im tariflichen Sinne aus. Die Ausführung 
der übrigen im Tätigkeitsbeispiel Nr. 14 genannten Arbeiten, 
nämlich Fliesen- und Mosaik-Ansetz- und Verlegearbeiten, ist für 
die Erfüllung des Tätigkeitsbeispiels nicht zusätzlich erforder­
lich. Das Wort "und" in den Tätigkeitsbeispielen des Abschnitts V 
bedeutet ersichtlich nicht, daß die in den einzelnen Tätigkeits­
beispielen genannten Arbeiten kumulativ erfüllt sein müssen. 

Vielmehr genügt es, daß jeweils eine der in dem Tätigkeitsbei­
spiel genannten Arbeiten überwiegend von den Arbeitnehmern des 
betreffenden Betriebes ausgeführt wird. Es ist kein sachlicher 
Grund ersichtlich, weshalb etwa ein Betrieb, der nur Fliesepver- 
legearbeiten durchführt, nicht als Betrieb des Baugewerbes anzu­
sehen. ist, sondern dies nur dann anzunehmen wäre, wenn in dem
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; Betrieb zugleich Platten-, Mosaik-Ansetz- und Verlegearbeiten 
durchgeführt werden. Beim ,Wort "und" kommt danach hier , nur die 
Bedeutung der Aufzählung von Tätigkeiten zu» die dem Baugewerbe 
zuzurechnen sind;. In den einzelnen Ziffern des Abschnitts V sind 
hierbei jeweils Arbeiten zusammengefaßt, die in einem inneren 
Zusammenhang miteinander stehen und auch gegebenenfalls von ein 
und demselben Betrieb ausgeführt werden können, ohne daß dies zur 
Erfüllung des Tätigkeitsbeispiels erforderlich wäre.

Diese Auslegung wird nach dem Gesamt Zusammenhang'der tarif­
lichen Regelung durch weitere Tätigkeitsbeispiele bestätigt. So 
heißt es etwa in Nr. 9 des Abschnitts V: "Erdbewegungsarbeiten 
(We ge b a u - Meli or ati ons-, L and gewinnungs-, D eie hbauarbeiten, 
.Wildbach- und Lawinenverbau, Sportanlagenbau sowie Errichtung von 
Schallschutzwällen und Seitenbefestigungen an Verkehrswegen)". 
Wäre das Wort "und" hier kumulativ zu verstehen, gäbe es prak­
tisch keinen Betrieb, der das Tätigkeitsbeis.piel .Nr, 9 erfüllte. 
Wer Deichbauarbeiten ausführt, hat im allgemeinen seinen Sitz in 
der Nähe des Meeres. Ein, solcher Betrieb dürfte aber dann in der 
Bundesrepublik Deutschland kaum zum Lawinenverbau herangezogen 
werden, der hier im allgemeinen nur im süddeutschen Raum (Alpen) 
in Betracht kommt. Mag auch eine Tiefbaufirma in der Lage sein, 
alle in Nr. -9 aufgeführten Erdbewegungsarbeiten auszuführen, 
dürfte es jedoch kaum eine Firma geben, die alle der in Nr. 9 
aufgefUhrten Erdbewegungsarbeiten auch tatsächlich durchführt. Es 
wäre -sachfremd, z. B. Betriebe, die nur Wegebauarbeiten aus- 
führen, nicht als Betriebe des Baugewerbes anzusehen. Nach 
alledem kommt danach dem Wort "und" in den .Tätigkeitsbeispielen
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des Abschnitts V keine kumulative Bedeutung zu. Der Betrieb der 
Beklagten erfüllt daher mit der Verlegung von Marmorplatten das 
Tätigkeitsbeispiel des Abschnitts V Nr. 14 und ist grundsätzlich 
als Betrieb des Baugewerbes im Sinne von § 1 AbS. 2 
Verfahrens-TV anzusehen.

Gleichwohl fällt der Betrieb der Beklagten nicht unter den 
betrieblichen bzw. fachlichen Geltungsbereich der Bautarifver­
träge, weil er dem Ausnahmekatalog des Abschnitts VII des § 1 
Abs. 2 Verfahrens-TV unterzuordnen ist. Danach werden bestimmte 
Betriebe nicht vom Geltungsbereich der Verfahrens-TV erfaßt, un­
ter anderem nach Nr. 6 des Abschnitts VII "Betriebe des Natur- 
und Kunststein be- und verarbeitenden Gewerbes". Damit bringen 
die Tarifvertragsparteien zum Ausdruck, daß Betriebe dieses Ge­
werbes, auch wenn sie unter Merkmale der vorangehenden Abschnitte 
des § 1 Abs. 2 Verfahrens-TV fallen, trotzdem nicht vom be­
trieblichen bzw. fachlichen Geltungsbereich der Bautarifverträge 
erfaßt, sondern davon ausgenommen werden sollen Cvgl.' BAGE 48, 
390, 397 = AP Nr. 67 zu § 1 TVG Tarifverträge: Bau).

Der Auffassung des Landesarbeitsgerichts, Ansetz- und Ver­
legearbeit en würden nicht von Abschnitt VII Nr. 6 Verfahrens-TV 
erfaßt, weil sie in Abschnitt V Nr. 14 ausdrücklich als Bei­
spielstätigkeit für einen Betrieb des Baugewerbes genannt seien, 
kann nicht gefolgt werden. In dem Ausnahmekatalog des Abschnitts 
VII werden gerade solche Betriebe erfaßt, die ohne die Regelung 
des Abschnitts VII nach den Abschnitten I bis VI als Betriebe des 
Baugewerbes anzusehen wären. Würden die Betriebe von den Ab-
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schnitten I bis VI nicht erfaßt, wären die Regelungen des Ab­
schnitts VII überflüssig, weil dann,schon nach den Abschnitten I 
bis VI kein Betrieb des Baugewerbes anzunehmen wäre. Da Abschnitt 
VII somit voraussetzt, daß die dort genannten Betriebe einen Be­
trieb des Baugewerbes im Sinne der Abschnitte I bis VI dar­
stellen, kann auch ein Betrieb, der unter die Beispielstätig­
keiten des Abschnitts V fällt, unter den Voraussetzungen des Ab­
schnitts VII vom Geltungsbereich der Bautarifverträge wieder 
ausgenommen werden. Eine Einschränkung dahingehend, daß Betriebe, 
die Beispielstätigkeiten des Abschnitts V ausführen, nicht unter 
den Ausnahmekatalog des Abschnitts VII fallen können, läßt sich 
dem Tarifvertrag, nicht entnehmen. Damit sind auch Plattenverle- 
gearbeiten vom Geltungsbereich des Verfahrens-TV; ausgenommen, 
wenn sie unter Abschnitt VII Nr, 6 fallen.

Die Beklagten führen einen Betrieb des Naturstein verarbei­
tenden Gewerbes ;i?n ,Sinne .von S 1 Abs. 2 Abschnitt VII Nr. 6 
Verfahrens-TV. Sie verarbeiten mit der Verlegung von Marmorplat­
ten Naturstein. Unter "verarbeiten" ist zu verstehen: "Etwas als 
Material für die Herstellung von etwas verwenden" (Brockhaus/ 
Wahrig, Deutsches Wörterbuch, Bd. 6, 1984, S. 468). Marmor- 
Steine werden ,bei der Verlegung als Material für die Herstellung 
von Fußböden,'Wänden und Treppen verwendet.Die Verlegung ist 
gerade die typische Art der Verarbeitung von Marmorsteinen. Eine 
anderweitige Verarbeitung von Natur- und Kunststeinen außerhalb 
des Steinmetzhandwerks, das in Nr. 6 des Abschnitts VII getrennt 
aufgeführt ist, ist kaum denkbar. Auch; deshalb ist die Auffassung 
des Landesarbeitsgerichts, Abschnitt VII Nr. 6 erfasse nur das
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;Verarbeiten von Natur- und Kunststeinen außerhalb der Ansetz- und 
Verlegearbeiten, abzulehnen, da dann kaum ein Betrieb die Aus­
nahmebestimmung des Abschnitts VII Nr. 6 Verfahrens-TV insoweit 
erfüllen könnte;

Für diese Auffassung spricht weiter, daß nach Abschnitt VII 
Nr. 6 Verfahrens-TV auch Betriebe des Steinmetzhandwerks nicht 
unter den Geltungsbereich der Bautarifverträge fallen. Zum 
Steinmetzhandwerk gehört das Verlegen von Boden- und Wandplatten 
(Blätter zur Berufskunde, Bd. l-III B 205a, S. 4). Deshalb 
werden in der Ausbildung für Steinmetze auch Fertigkeiten und 
Kenntnisse für das Verlegen von Bodenplatten und Treppenteilen 
vermittelt (Blätter zur Berufskunde, äaO, S. 13). Demgemäß sind 
die von den Beklagten ausgeführten Arbeiten auch Platten-Verle- 
gearbeiten, die von Betrieben des Steinmetzhandwerks ausgeführt 
werden. Dann aber ist es sachgerecht, das Verlegen von Natur- und 
Kunststeinen als Verarbeitung im Sinne von Abschnitt VII Nr. 6 
anzusehen und sie damit1 ebenso wie die entsprechenden Arbeiten 
des Steinmetzhandwerks aus dem Geltungsbereich des Verfahrens-TV 
auszunehmen. Dies entspricht dem Grundsatz, daß im Zweifel der­
jenigen Tarifauslegung der Vorzug zu geben ist, die zu einer 
vernünftigen, gerechten, zweckorientierten und praktisch brauch­
baren Regelung führt (BAGE 42, 244 = AP Nr. 2 zu § 21 TVAL II).

Entgegen der Auffassung der Klägerin ist es zur Erfüllung 
des Tätigkeitsbeispiels des Abschnitts VII Nr. 6 nicht erfor­
derlich, däß der betreffende Betrieb Natur- und Kunststeine be­
arbeitet u n d verarbeitet. Das Wort "und" hat auch im Ab-
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schnitt VII keine kumulative Bedeutung. Vielmehr erschöpft sich 
die Bedeutung des Wortes ’’und" auch im Abschnitt VII darin, 
mehrere aufgezählte Arbeiten sprachlich miteinander zu verbinden. 
Insoweit ist aus dem Tarifvertrag kein Anhaltspunkt- dafür er­
sichtlich, daß der Begriff "und" im Abschnitt VII anders zu 
verstehen ist als im Abschnitt V.

Die Klägerin hat als unterlegene Partei gemäß § 91, § 97 
Abs. 1 ZPO auch die Kosten der Rechtsmittelinstanzen zu tragen.

Dr. Feiler Dr. Freitag Dr. Etzel
Scheerer Brocksiepe
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